Thema: Rückführung

Neben dem Problem der Nichtrückführbarkeit besonderer Herkunftsstaaten oder Regionen wegen der dort herrschenden Umstände (Irak, Afghanistan, Kosovo pp.) stellt die Nichtrückführbarkeit wegen Identitätsklärungsproblemen das quantitativ größte Rückführungsproblem dar. 

Bei den Identitätsklärungsproblemen sind zwei große Bereiche strukturell zu unterscheiden, nämlich das Mitwirkungsverhalten der ausreisepflichtigen Personen einerseits und das Kooperationsverhalten der potentiellen Herkunftsstaaten andererseits. Im praktischen Verfahren kumulieren die beiden Problembereiche regelmäßig in unterschiedlicher Intensität, so dass die Problemkonstellation von Staat zu Staat und innerhalb der Staaten von Fall zu Fall unterschiedlich ausgestaltet ist. Vor diesem Hintergrund wird es deutlich, dass es keine „Patentrezepte“ geben kann und dass hier Problemlösungen nur in eingeschränktem Maße gesetzgeberischen Lösungen zugänglich sind. Die Komplexität der Problemstellungen erfordert ein „Drehen an allen Stellschrauben“, so weit es jeweils opportun und machbar ist.

Kooperationsverhalten der Herkunftsstaaten

Die völkergewohnheitsrechtliche Situation ist, dass der abgebende Staat dem aufnehmenden Staat gegenüber verpflicht ist, nachzuweisen, dass es sich um seinen Staatsangehörigen handelt und dass er deshalb zur Rückübernahme verpflicht ist. Da es zur Ausgestaltung des Beweisverfahrens keinerlei verbindliche Normen gibt, obliegt  - außer in  Fällen mit gültigen Nationalpässen – die Ausgestaltung dem jeweiligen Staat. Diese Situation wird von vielen Staaten in unterschiedlichster Form und Intensität angewendet und ausgenutzt, um ihre eigenen Vorstellungen über ein Bleiberecht für die betroffenen Personen durchsetzen zu können. Dies geschieht mehr oder weniger offen. Ein Staat wie Nigeria geht beispielsweise so weit, dass er, wenn einem einzelnen Nigerianer aus seiner Sicht „Unrecht“ geschehen ist, die gesamte Kooperation mit den deutschen Behörden über Monate einstellt, was bei über 4.000 offenen Identifizierungsfällen für  vermutlich nigerianische Staatsangehörige man auch als Erpressung bezeichnen könnte. Eine Reihe von Staaten setzen sich zudem über das Völkergewohnheitsrecht völlig hinweg, indem sie auch bei nachgewiesener Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen direkt oder indirekt auf nachgewiesener Freiwilligkeit zur Ausreise durch den Betroffenen bestehen. Allein diese eindeutig völkerrechtswidrige Verfahrensweise wird aktuell von 8 Staaten praktiziert und betreffen ca. 22.000 Ausreisepflichtige. Die von den Fachdienststellen für die Fragen der Passbeschaffung erstellte sogen. Problemstaatenliste, also die Liste der Staaten mit Rückführungsschwierigkeiten im Bereich der Passersatzbeschaffung, umfasst derzeit 26 Staaten. Betroffen sind davon über 60.000 offene Fälle, mit steigender Tendenz. Es ist aber eindeutig festzustellen, dass bei den meisten der aufgeführten Problemstaaten bei entsprechender Mitwirkung der Ausreisepflichtigen auch Reisedokumente zu erhalten sind. Der Schluss, dass die Problemstaaten auch die willentliche Rückkehr ihrer Staatsangehörigen verhindern, ist fast immer falsch.

Mit nationalen Gesetzen ist natürlich das Kooperationsverhalten anderer souveräner Staaten nicht wirklich zu beeinflussen. Somit haben die Regelungen des Zuwanderungsgesetzes hier keine Auswirkungen gezeigt, mit Ausnahme einer in Teilen verstärkten Reflektion auf humanitäre Aufenthaltsrechte für die eigenen Staatsangehörigen, insbesondere zu Nachfragen nach Altfallregelungen.

Bemühungen des Bundes oder der Länder, das Kooperationsverhalten einzelner Staaten oder ihrer Vertretungen positiv zu beeinflussen, sind in den Fällen, in denen entsprechende Druckmittel fehlen, völlig auf den guten Willen der Gegenseite angewiesen. Aus Sicht der Praktiker wäre hier eine Kohärenz des staatlichen Handelns insbes. im Bereich der finanziellen Unterstützung und der Visa-Erteilungspraxis äußerst wünschenswert. Auch sollte geprüft werden, inwieweit Mittel der Entwicklungshilfe herangezogen werden können, um die Forderung bestimmter Staaten nach finanzieller Unterstützung ihrer Heimkehrer zu entsprechen. Dabei gilt es natürlich durch kreative Lösungen die Schaffung neuer Pull-Faktoren zu vermeiden.

Eine besondere Form der Rückführungsverhinderung stellt die oft völlig unzureichende Personalausstattung in den zuständigen Konsularabteilungen dar, die zudem oft verbunden ist mit aufwendigen Anforderungen an das Verfahren (jede Person muss persönlich vorgeführt werden). Selbst bei gutem Kooperationswillen führt dieser „Flaschenhalseffekt“ dazu, dass die Abarbeitung der vorhandenen Fälle – ohne die monatlich neu hinzukommenden Fälle – mehrere Jahre brauchen würde.

Identitätsverschleierung

Der Nichtbesitz oder der vorgebliche Nichtbesitz von Identitätsunterlagen wird strategisch zur Rückführungsverhinderung eingesetzt und gehört zur Standardinstruktion von Schleusern für die Geschleusten. Die Anzahl der Asylbewerber, die vorgeben, keinerlei Identitätsnachweise zu besitzen, liegt durchschnittlich zwischen 80 und 90 %. 

Ohne Identitätsnachweise sind die Angaben zur Person und Herkunft frei gestaltbar und entsprechend häufig auch falsch, so dass auch die Überprüfungsverfahren kooperationswilliger Staaten negativ verlaufen. Da viele Staaten als Rückübernahmevoraussetzung eine im Heimatland verifizierte Identität des Ausreisepflichtigen voraussetzen, ist die korrekte Beantwortung der im Passersatzantrag geforderten Angaben zwingend. Ein positives oder negatives Überprüfungsergebnis liegt in diesen Fällen allein in der Hand des Ausreisepflichtigen. 

Die in diesem Zusammenhang neu eingeführten oder neu gestalteten Vorschriften des AufenthG, insbesondere im Zusammenhang mit der Identitätsklärung, wie die Strafbarkeit falscher Angaben und die Sicherung von Unterlagen im Visumsverfahren und die Fundpapierdatenbank haben das ausländerrechtliche Instrumentarium erweitert. Fundpapierdatenbank und vor allem die Unterlagen aus den Visaverfahren werden bei der Identitätsklärung hilfreiche Dienste leisten können, wenn sie erst einmal in einem praxisrelevanten Maße eingesetzt werden können. Voraussetzung ist allerdings, dass sie konsequent umgesetzt und genutzt werden. Ein äußerst wichtiger Lückenschluss wäre ein adäquates Verfahren zur Identitätsbeweissicherung im Bereich der Schengen-Visa.

Da bei fehlenden Beweisen ohne wahre Angaben durch die Betroffenen eine Rückführung dauerhaft verhindert ist, muss zudem die Rückkehrmotivation durch geeignete Maßnahmen in allen Bereichen, auch im Repressiven, gefördert werden. 

Dazu könnte aus Praktikersicht gehören

· zwingendes Sachleistungsgebot bei Personen, die nachweislich falsche oder unvollständige Angaben zu ihrer Identität machen oder auf sonstige Weise an ihrer Identitätsklärung nicht angemessen mitwirken,

· Strafbarkeit der Nichterfüllung zumutbarer Anforderungen bei der Identitätsklärung,

· Erweiterung der Angabenpflichten in § 49 Abs. 1 Satz 1 AufenthG auf alle zur Identitätsfeststellung notwendigen Angaben,

· explizite Aufnahme eines Abschiebungshaftgrundes nach § 62 Abs. 2 bei der Weigerung, zumutbare Anforderungen im Identitätsverfahren zu erfüllen,

· Ermöglichung des automatischen Bildabgleichs mit der Visadatei.

Die Dimension und die Komplexität des Phänomens der Identitätsverschleierung verlangt der Praxis vieles ab; die Praxis ist insoweit für jede Verbesserung ihres rechtlichen und tatsächlichen Instrumentariums dankbar.
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